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Aufbau und Führen einer Verwaltungsakte 
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Ausgangslage, Absicht und Ziel 

Die Verwaltungsakte dient sowohl als Grundlage der Fallbearbeitung und Entscheidung der Sachbearbeitung, 

als auch der internen (z. B. Widerspruchsstelle) wie externen (z. B. Bundesrechnungshof) Überprüfung der 

getroffenen Entscheidung. Aus ihr ergibt sich der vollständige Sachverhalt, der der getroffenen Entscheidung 

zu Grunde liegt. Sie ist nicht nur eine Sammlung der für die Leistungserbringung erforderlichen Daten und 

Fakten, sondern eine umfassende und lückenlose, den Zeitraum der Leistungserbringung im logischen (histo-

rischen) Ablauf begleitende Dokumentation.  

Es bestehen folgende allgemeingültige Grundsätze der Aktenführung: 

 Das Handeln der Verwaltung muss anhand der Akte für Dritte stets nachvollziehbar und überprüfbar 

sein.  

 Die Akte muss so vollständig sein, dass sie den Anforderungen an eine rechtsstaatliche Aktenführung 

(abgeleitet aus Art. 20 Abs. 3 GG) und der Kontrollfunktion der Akte (abgeleitet Art. 19 Abs. 4 GG) 

entspricht. 

 Das Recht auf informationelle Selbstbestimmung (Art. 1 Abs. 1 i. V. m. Art. 2 Abs. 1 GG) muss beach-

tet werden. 

Um die Akte übersichtlich zu halten und fehlerfreies, datenschutzkonformes effizientes Arbeiten und die erfor-

derliche Dokumentation zu fördern, wird nachstehend festgelegt, welche Daten und Dokumente in der eAkte 

abzulegen sind.  

 

Allgemeine Grundsätze beim Führen einer Verwaltungsakte 

Es werden nur die für die Entscheidung erforderliche Dokumente in den Verwaltungsakten abgelegt. 
Originale sind zu kopieren und durch die Empfangenden an die Absendenden zurückzusenden. 
Lediglich die nachfolgenden Unterlagen sind als Kopie der eAkte zuzuführen und zusätzlich im Original im 
jeweiligen Fachbereich aufzubewahren: 
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alle Beschäftigte des  
Jobcenters Rhein-Hunsrück 



Jobcenter Rhein-Hunsrück                Geschäftsanweisung 03/2017 

GA – Aufbau und Führen einer Verwaltungsakte im Jobcenters Rhein-Hunsrück S. 2 

 Unterhaltstitel, 
 Grundbucheintragungen in Darlehensfällen. 

 

Erst- und Weiterbewilligungsanträge im Leistungsbereich 

Die Übersicht in Anlage I bietet für den Regelfall einen Überblick darüber,  
 

 welche Unterlagen im Rahmen einer Antragstellung zur Akte genommen werden oder 
 grundsätzlich nicht zur Akte genommen werden bzw.  
 wann ein Vermerk darüber, dass Unterlagen vorgelegen haben, ausreichend ist. 

 
Im Einzelfall kann es im Sinne einer ordnungsgemäßen Sachbearbeitung (auch im Hinblick auf mögliche Wi-
derspruchs- und Klageverfahren) erforderlich sein, hiervon abzuweichen. 
 

Entscheidungen und Bestandsarbeiten 

Die Übersicht in Anlage II bietet für den Regelfall einen Überblick über die Unterlagen, die im Rahmen der 
Entscheidung über einen Antrag oder der Bestandsarbeiten (u. a. auch Sanktionen) 
 

 zur Akte zu nehmen bzw.  
 nicht zur Akte zu nehmen sind. 

 
Im Einzelfall kann es im Sinne einer ordnungsgemäßen Sachbearbeitung (auch im Hinblick auf mögliche Wi-
derspruchs- und Klageverfahren) erforderlich sein, hiervon abzuweichen. 
 

Einzuscannende Unterlagen aus Bestandsakten im Leistungsbereich 

Die Übersicht in Anlage III bietet für den Regelfall einen Überblick über die Unterlagen, die im Rahmen der 
nächsten Bearbeitung eines Weiterbewilligungsantrags aus den bestehenden Verwaltungsakten im Leis-
tungsbereich einzuscannen sind. 
 
Im Einzelfall kann es im Sinne einer ordnungsgemäßen Sachbearbeitung (auch im Hinblick auf mögliche Wi-
derspruchs- und Klageverfahren) erforderlich sein, hiervon abzuweichen. 
 

Verantwortlichkeiten  

Die Teamleitungen sind für die Umsetzung der Inhalte dieser Geschäftsanweisung in den jeweiligen Fachbe-
reichen verantwortlich. Hierzu gehört auch die Aufbereitung der Informationen bei etwaigen Anpassungen in 
den Anlagen. 
 

Schlussbestimmungen 

Die Geschäftsanweisung tritt ab der Veröffentlichung in Kraft und ist bis auf Widerruf gültig. 
Die Gleichstellungsbeauftragte und der Personalrat wurden beteiligt.  
 

Simmern, 25.01.2017 

 
gez.         
Andreas Lemens 
Geschäftsführer 


